
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

11/1 RA 566/62 Urteil

in dem Rechtsshe■

Zugestellt: der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte„
a)d„RevoKlägerin Berlin 31, Ruhrstraße 2,

am 7°Septo1965
b)d„Rev„Beklagtcn Beklagten und Revisionskltägrin9

am 9„Sept‚1965

Reg0bersekretär gegen
als Urkundsbeamter
der Geschäfts—
stelle

Klägerin und Revisionsbeklagte‚

hat der 11° Senat des Bundessozialgerickte @ h n @

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs° 2 in Verbin»

dung mit @ 153 Abso 1 und @ 165 des Sozialgerichtse
gesetzes am 13„ August 1965 durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n‚
‘ Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z,

Bundesrichter ' S o n n e n b e r g,

Bundessozialriehter K ö h l e r,

Bundessozialrichter V i e h w e g e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des
Landessozialgerichts Bremen vom 28° August 1962 und_

das Urteil des Sozialgerichts Bremen vom 5„ Juli 1961
aufgehoben° Ber Bescheid der Beklagten von 15° F8—
bruar 1961 wird dahin abgeändert, daß bei der Be—
rechnung des Altersruhegeldes der Klägerin die Ta—
bellenwerte der Anlage 11 zu 5 22 BBG erst für die
Zeit ab 1" Juli 1945 zugrundezulegen sind° Im übri—
gen wird die Klage abgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Die Beklagte bewilligte der am 17° April 1900 geborenen

Klägerin mit Bescheid vom 22° Februar 1960 ab 1. April 1960

vorzeitiges Altersruhegeld nach 5 25 Abs° 2 des Angestell—

tenversicherungsgesetzes (AVG) in Höhe von 242,20 DM mo—

natlich. Bei der Rentenberechnung wurden u.a. die für die

Klägerin durch den Versichertenausweis Nr° 1 der Sozialverw

sicherungsanstalt M (Bewahrkarte 08) nachgewiese—

nen Arbeitsverdienste aus der Zeit vom 1„ Mai 1945 bis zum
15° Oktober 1951 in tatsächlicher Höhe berücksichtigt„ Mit

ihrer Klage vom 2. März 1960 begehrte die Klägerin zusätz»
lich die Anrechnung der Zeit vom 1° Juli 1942 bis zum 50„

April 1945 als Beitragszeit° Die Beklagte entsprach diesem

Begehren, sie stellte mit dem Bescheid vom 150 Februar 1961

das vorzeitige Altersruhegeld der Klägerin ab 1. April 1960

auf 251,80 DMmonatlich neu fest° Dabei rechnete sie aber
die Zeit vom 1. Mai 1945 bis zum 15" Oktober 1951 nicht mehr,

wie in dem Bescheid vom 22. Februar 1960, mit den nachge—

wiesenen Arbeitsverdiensten, sondern mit den — niedrigeren *

Tabellenwerten der Anlage 11 (Leistungsgruppe 5) zu 5 22 des

Fremdrentengesetzes (FRG) an° Die Klägerin wandte sich
jetzt gegen diese Änderung in der Berechnung ihrer Renteo

Das Sozialgericht (SG) Bremen verurteilte die Beklagte unter

teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 15. Februar 1961,

bei der Berechnung des Altersruhegeldes der Klägerin für die

Jahre 1945 bis 1951 die Arbeitsentgelte zugrundezulegcn, die

in dem Bescheid vom 22° Februar 1960 enthalten sind (Urteil

vom 5° Juli 1961)° Das Landessozialgericht (LSG) Bremen

wies die Berufung der Beklagten am 28° August 1962 zurück:
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Im Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles habe zwar

das am 3° März 1960 verkündete und am 10 Januar 1959 in Kraft

getretene FRG bereits gegolten° Der Bewilligungsbescheid vom

220 Februar 1960, durch den das Altersruhegeld unter Berück—

sichtung u‚a„ der tatsächlichen Arbeitsverdienste der Kläge—

rin in der Zeit vom 1° Mai 1945 bis zum 15° Oktober 1951 fest—

gestellt worden sei, sei aber mit dem Zugang an die Klägerin

für die Beklagte bindend geworden; die Beklagte sei deshalb

nicht berechtigt gewesen, in dem Bescheid vom 150 Februar 1961

der Rentenberechnung die Tabellenwerte der Anlage 11 zu 5 22

PRO zugrundezulegen und den Bescheid vom 22° Februar 1960 in—

soweit abzuänderno Die Neufeststellung durch den Benchcid vom

150 Februar 1961 könne auch nicht auf @ 79 AVG gestützt werden,

weil die Anwendung der Vorschriften des EEG die Klägerin nicht

bosscrstelleo Auch die Vorschriften des EEG rechtfertigten die"

se Änderung nicht; aus Art° 6 55 5 ff FRG ergebe sich, daß das

Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetz (FAHG) von

dem Grundsatz der Besitzstandswahrung beherrscht werde; es
verstoße gegen diesen Grundsatz, wenn das mit dem Bescheid vom

220 Februar 1960 bewilligte Altersruhegeld nunmehr unter Zu—

grundelegung der Tabellenwerte der Anlage 11 zu @—22FRG be—

rechnet werde° Der monatliche Rentenbetrag habe sich zwar
durch den Bescheid vom 15° Februar 1961 von 242,20 DM auf

252,80 DM erhöht, diese Erhöhung beruhe jedoch lediglich auf

der zusätzlichen Anrechnung der Versicherungszeit vom 1° Juli

1942 bis zum 300 April 1945, die in dem Bescheid vom 22, Febru»

'ar 1960 nicht berücksichtigt gewesen sei; Das LSG ließ die

Revision zu, Das Urteil wurde der Beklagten am 8, November

1962 zugestellt,

Am 290 November 1962 legte die Beklagte Revision ein,

sie beantragte, '

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und

des Urteils des SG Bremen vom 5. Juli 1961

die Klage abzuweisen°
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Am 25° Januar 1963 — nach Verlängerung der Revisionsbegrün—
dungsfrist — begründete die_Beklagte die Revision: Das LSG

habe 5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) unrichtig ange—
wandt, es habe den Umfang der Bindung verkannt; die Bindung

erstrecke sich nicht auf die für die Rentenberechnung maß—

gebenden Gründe des Bescheides; die Beklagte sei allenfalls

gehindert gewesen, die Rente in niedrigerer Höhe als bisher

festzustellen; das sei hier nicht geschehen" Im übrigen sei

im vorliegenden Falle die Beklagte an den Bescheid vom 22°?Te_

bruar 1960 aber überhaupt nicht gebunden gewesen; zwischen

dem Bescheid vom 22. Februar 1960 und dem Eintritt des Ver—

sicherungsfalles (Vollendung des 60. Lebensjahres am 17„
April 1960) sei am 30 März 1960 das EEG verkündet werden,

durch dieses Gesetz habe sich die Rechtslage, von der sie

bei dem Bescheid vom 22. Februar 1960 ausgegangen sei, ge—

ändert, Dieser Bescheid sei damit wirkungslos geworden°

Die Klägerin ließ sich im Revisionsverfahren nicht vertreten,

beantragte aber schriftlich, "nach Lage der Akten" zu ent»

scheiden, Auch die Beklagte erklärte sich mit Entscheidung

ohne mündliche Verhandlungeinverstanden°

II

Die Revision ist zulässig (5% 162 Abs„ 1 Nr, 1, 164 SGG);

sie ist auch im wesentlichen begründet, Das LSG ist zu Un—

recht der Auffassung gewesen, der Bescheid der Beklagten von

15° Februar 1961 sei rechtswidrig; die Beklagte hat zu Recht

der Rentenberechnung nicht — wie in dem Bescheid vom 220 Fe—

bruar 1960 — die tatsächlichen Arbeitsentgelte der Klägerin

für die Zeit vom 1. Mai 1945 bis zum 150 Oktober 1951, sondern

— für die Zeit ab 1. Juli 1945 — die Tabellenwertc der An«

lage 11 zu 5 22 BBG zugrundegelegt°
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_5_.

Die Klägerin hat den Bescheid vom 22° Februar 1960 mit

der Klage angefochten, weil in diesem Bescheid die Zeit

vom 1" Juli 1942 bis zum 50„ April 1945 nicht als Versiche—

rungszeit berücksichtigt werden ist° Nachdem sich die

Beklagte überzeugt hat, daß dieses Begehren der Klägerin

gerechtfertigt, das Altersruhegeld der Klägerin demnach

in dem angefochtenen Bescheid zu niedrig festgestellt ge—

wesen ist, hat sie nach 5 79 AVG die Leistung neu fest-
stellen müssen° Dieser Pflicht ist sie durch den Bescheid

vom 15° Februar 1961 nachgekommen; sie hat den Bescheid vom

22„ Februar 1960 aufgehoben und das Altersruhegeld ab 1° April

1960 unter zusätzlicher Anrechnung der Versicherungszeit v0m
1° Juli 1942 bis zum 500 April 1945 von bisher 242,20 DM auf

251,80 DM monatlich festgesetzt, Sie hat dabei grundsätzlich

zu Recht — mit Ausnahme der Zeit vom 1° Mai bis 30° Juni 1945 —
der Rentenberechnung nicht mehr, wie in dem Bescheid vom 22„

Februar 1960, die nachgewiesenen Arbeitsverdienste der Kläge—

rin in der Zeit zwischen 1. Mai 1945 und 15„ Oktober 1951,

sondern die — niedrigerern — Tabellenwerte der Anlage 11 zu

@ 22 BBG zugrundegelegt° Sie hat insoweit das FRG anwenden

müssen, weil der Rentenanspruch der Klägerin, der durch den

Bescheid vom 15° Februar 1961 neu zu regeln gewesen ist, von

den Vorschriften des am 5. März 1960 verkündeten und mit Wir—

kung vom 1° Januar 1959 in Kraft getretenen FRG erfaßt werden

ist° Nach den Feststellungen des LSG hat die Klägerin in der

Zeit vom 1° Mai 1945 bis zum 15. Oktober 1951 Beiträge an die

in der SBZ gelegenen Sozialversicherungskassen w ,
L , N

.
und P entrichtet° Soweit diese

Beiträge für die Zeit vom 1“ Mai bis 500 Juni 1945 entrichtet

sind, handelt es sich zwar um "Zeiten, für die nach „„„„0
frü—

heren Vorschriften der reichsgesetzliehen Angestelltenversiche—

rung Beiträge wirksam entrichtet sine", d„h° um Beitragszeiten

im Sinne von 5 27 Abso 1 Buchst„ a AVG idF nach Art„ 5 Nr° 1

FANG; nur für diese Zeit ist bei der Berechnung des Altersruhe—
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geldes nach den @@31 ff AVG zur Ermittlung der persönlichen
Rentenbemessungsgrund13ge auch der Bruttoarbeitsentgclt maß—

gehend° Die Zeiten der Beitragsentrichtung nach dem 30„ Juni

1945 zu den genannten Sozialversicherungskassen sind aber

Beitragszeiten, die bei einem außerhalb des Geltungsbereicho

des RANG — der Bundesrepublik — befindlichen deutschen Träger

der gesetzlichen Rentenversieherung zurückgelegt sind; sol—

che Beitragszeiten sind nur über die Vorschriften des EEG

anrechenbar° Nach 5 15 i‚V.m. @ 17 Abs„ 1 Buchst° a FHG sind
diese Beitragszeiten zwar den nach Bundesrecht zurückgelegten

Beitragszeiten gleichgestellt; für sie gilt jedoch die be—

sondere Berechnungsvorschrift des @ 22 FRG„ Abweichend von
dem allgemeinen Rentenversicherungsrecht (@ 32 AVG : 5 1255

der Reichsversicherungsordnung — RVO —) ist hier nicht der
tatsächlich erzielte Verdienst entscheidend; vielmehr sind

zur Ermittlung der für den Versicherten maßgebendcn Renten—
bemessuhgsgrundlage die in den Tabellen der Anlagen zu @ 22

FRG aufgeführten Durchschnittsverdienste der Berufsgruppe im

Reichs— bzw„ Bundesgebiet zugrunde zu legen9 der der Ver«

sicherte nach seiner ausgeübten Tätigkeit zuzurechnen ist

(vgl° auch Urteil des BSG vom 5°3„1965, SozR Nr„ 8 zu $ 1250

RVG)° Die Beklagte hat demnach für die Zeit vomy1° Juli 1945

bis zum 15° Oktober 1951 zu Recht bei der Rentenberechnung

in dem Bescheid vom 15" Februar 1961 zur Ermittlung der für

die Klägerin maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage die la—

bellenwerte der Anlage 11 zu @ 22 FRG zugrundegelegt°

Wenn das LSG meint, diese Änderung der Berechnungsfaktoren

sei der Beklagten durch @ 77 SGG verwehrt gewesen, so trifft

das nicht zu°
Richtig ist allerdings, daß der Bescheid vom

22‚ Februar 1960 bereits mit dem Zugang an die Klägerin für

die Beklagte bindend geworden ist° Dies ist zwar ausdrücklich
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nur in @ 24 Abs° 2 des Gesetzes über das Verwaltungsver—

fahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) gesagt; der

Rechtsgedanke dieser Vorschrift hat aber auch für das Ge—

biet der Sozialversicherung Bedeutung (vgl. auch Urteile

des BSG vom 20,4„1961, BSG 14, 154, 158 und vom 8,9„1961,

BSG 15, 96, 97)„ Wie das LSG zutreffend erkannt hat, än—
dert an dieser gegenüber der Beklagten eingetretenen Bin—

dungswirkung auch nichts, daß die Klägerin den Bescheid

vom 220 Februar 1960 rechtzeitig wegen Anrechnung weite—

rer Versicherungszeiten angefochten hat, denn diese Anfech—

tung kann sich wegen des Verbots der reformatio in peius

nicht zum Nachteil der Klägerin auswirken° Wie die Beklag—

te jedoch mit Recht rügt, hat das LSG den Umfang der Bin-

dungswirkung des 5 77 SGG verkannt, wenn es zu dem Ergebnis

gekommen ist, die Beklagte sei durch diese Vorschrift ge—

hindert gewesen, in dem Bescheid vom 15, Februar 1961 der

Rentenberechnung statt der im Bescheid vom 22° Februar 1960

berücksichtigten tatsächlichen Arbeitsentgeltc die Tabellen—

Werte der Anlage 11 zu S 22 FRG zugrundezulegen. Es ist

hier nicht — was das LSG geprüft und verneint hat — darauf

angekommen, ob die Bindungswirkung des 5 77 SGG auf Grund

bestimmter Vorschriften oder Grundsätze durchbrochen werden

kann, denn hinsichtlich der der Rentenberechnung in dem Be—

scheid vom 22. Februar 1960 zugrundegelegten tatsächlichen

Arbeitsentgelte ist überhaupt keine Bindungswirkung nach

9 77 SSG eingetreten° Von der Bindungswirkung eines Beschei—

des wird nicht der gesamte Inhalt des Bescheides erfaßt° Bei

einem Verwaltungsakt ist, ähnlich wie bei einem Urteil, zwi—

schen dem dem Urteilstenor vergleichbaren "entscheidenden

Teil", der eigentlichen hohe5tliehen "Regelung" oder dem

”Verfügungssatz", und zwischen der "Begründung“ zu unter—

scheiden, Ebenso wie bei einem Urteil in der Regel nur der
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Tenor in Rechtskraft erwächst, erfaßt bei einem Verwal—

tungsakt die Bindungswirkung grundsätzlich nur den ”Ver—

fügungssatz", die Begründung nimmt dagegen nicht an der

bindenden Wirkung teil; die Bindungewirkung des @77 SGG
erstreckt sich weder auf die in der Begründung erfolgte

rechtliche Beurteilung von Vorfragen‚ noch auf die dem Be—

scheid zugrundegelegten rechtlichen Erwägungen für die bei

der Rentenberechnung zu berücksichtigenden einzelnen Ver—

sicherungszeiten, die in den Anlagen zu dem Bescheid en—
geführt sind (vgl" weiter auch Urteil des BSGvom 5°5018599
BSG 9, 196, 197; Wolff, Verwaltungsrecht I, 6° Aufl„‚

5 52 III a 2, s, 311). ‘

Daraus ergibt sich hier, daß die Beklagte bei Erlaß des
Bescheides vom 15. Februar 1961 nicht durch @ 77 SGG an
die Bewertung der Beitragszeiten vom 1" mai 1945 bis zum
15» Oktober 1951 in dem Bescheid vom 22. Februar 1960 ge—
bunden gewesen ist; diese Berechnungsfaktoren haben nicht

-zu dem entscheidenden Teil, dem Verfügungssatz des Be—
scheids vom 22° Februar 1960 gehört; der Verfügungssatz

dieses Bescheides hat sich darin erschöpft, daß ausgespro—

chen worden ist, der Klägerin stehe ab 1. April 1960 ein
Anspruch auf Rente in monatlicher Höhe von 242,20 DM u;

nur insoweit hat die Beklagte durch den Bescheid vom 2

Februar 1960 eine verbindliche hoheitliche Regelung ge—
troffen‚ Di88e von der Bindungswirkung des 5 77 SGG er—
faßte Regelung des Bescheids vom 22„ Februar 1960 hat je—

doch die Beklagte auch in dem Zweitbescheid vom 15„ Febru—

ar 1961 beachteto Durch diesen Bescheid ist die Rechtspa—
sition, die der Klägerin durch den ersten Bescheid vom 22„

Februar 1960 zuerkdnnt werden ist, nicht verschlechtert

worden; die Beklagte hat der Klägerin durch den Bescheid

N
x\

3
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vom 15. Februar 1961 wiederum
das Vorzeitigc Altersruhegcld

ab 1° April 1960 gewährt und sie hat auch den ursprünglichen

monatlichen Zahlbetrag von 242,26 DMnicht herabgesetzt;
sie hat vielmehr die Rente nunmehr höher, nämlich auf

251,80 DM festgesetzt, Zwar ist bei dieser Neufeststellung

der "Wert" der erstmals angerechneten Beitragszeit vom
1, Juli 1942 bis zum 30° April 1945 im wesentlichen deshalb

nicht zur Geltung gekommen, weil gleichzeitig an die Stelle

der im Bescheid vom 22° Februar 1960 berücksichtigten tat—

sächlichen Arbeitsverdienste der Klägerin in der Zeit vom
1° Mai 1945 bis zum 15. Oktober 1951 die — niedrigeren —
Tabellenwerte der Anlage 11 zu @ 22 FRG herangezogen werden

sind„ DaZu ist die Beklagte berechtigt gewesen; sie hat

nur nicht den im Verfügungssatz des Bescheids vom 2?„ Fe—

bruar 1960 festgestellten Rentenbetrag zum Nachteil der k h—

gerin ändern dürfen; es ist ihr aber dureh @ 77 SGG nicht

verwehrt gewesen, bei einer Neufeststcllung die mit dem gel—

tenden Recht nicht übereinstimmende Rentenberechnung durch

die gebotene Anrechnung weiterer Versicherungszeiten ”auf—

zufangen"„ Entgegen der Ansicht des LSG ergibt sich aus dem

Grundsatz der Besitzstandswahrung, der das FANG beherrscht,

nichts anderes, denn auch der Besitzstand erstreckt sich nur

auf den entscheidenden Teil des Bescheids, also insbesondere

auf den festgestellten Rentenbetrag; die Berechnungsfektorcn,

die Grundlage für die Festsetzung auf diesen Betrag gewesen

sind, merden dagegen von dem Besitzstand nicht erfaßt,

Da die Berechnung des Altersruhegeldes der Klägerin in dem

Bescheid vom 15, Februar 1961 für die Zeit ab 1. Juli 1945

bis 15° Oktober 1951 rechtmäßig ist, hat das LSG insoweit zu

Unrecht die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG

...“] o..
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..10-

zurückgewiesen° Die Revision der Beklagten ist somit im

wesentlichen begründet° Die Urteile des LSG und des BG

sind daher aufzuheben; die Klage ist mit der aus dem Tenor

ersichtlichen Maßgabe abzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193‘SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

